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Bürgerservice




I n f o

OÖ.Bauordnungsnovelle 1998

Welche Änderungen  ergab die

 OÖ.Bauordnungsnovelle?

Bei allen Bauvorhaben (egal ob anzeigepflichtig oder bewilligungspflichtig) sind seitens der Baubehörde die notwendigen Stellungnahmen (Bezirksbauamt Steyr,  Wildbach- u. Lawinenverbauung, Naturschutzbehörde, örtlicher Bauausschuß, Ortsplaner usw.) einzuholen. Erst bei Vorliegen aller positiven Stellungnahmen kann eine Baubewilligung erteilt werden. 

1) Bewilligungs- u. anzeigefreie Bauvorhaben sind:

a) der Einbau von Sanitärräumen und der sonstige Innenausbau von bestehenden Gebäuden 

b) Baustelleneinrichtungen für die Dauer der Bauausführung
c) Stützmauern und freistehende Mauern bis zu einer Höhe von 1,50 m über dem Gelände

d) Wild- u. Weidezäune

e) Pergolen

f) Spielhäuschen und ähnliche Einrichtungen auf Kinder- u. Jugendspielplätzen
g) Schwimm- u. sonstige Wasserbecken mit einer Tiefe bis zu 1,50 m und einer Wasserfläche bis zu 35 m²
h) Solaranlagen bis zu 20 m²
i) Fahrsilo mit Umfassungswänden bis 1,50 m Höhe
2) Was ist bei der Baubehörde anzuzeigen (die Baubehörde kann einen Baubescheid mit Auflagepunkte erlassen):

Für nachstehende Bauvorhaben sind Bauanzeigen zulässig. Der Bauanzeige für Punkt 

a-c ist beizulegen:

· Einwendungsverzicht der Nachbarn

· Unterschrift vom Bauführer und vom Planverfasser

· Bauanzeige (Unterschrift vom Bauwerber bzw. Miteigentümer)

· Bauplan u. eine  Baubeschreibung  in  je dreifacher Ausfertigung

· allg. Grundbuchsauszug

a) der Neu-, Zu- oder Umbau von Kleinhausbauten (bis zu drei Wohnungen)

b) der Neu-, Zu oder Umbau von Betriebsgebäuden – einschließlich von solchen der Land- u. Forstwirtschaft (mit einer bebauten Fläche bis 300 m² und einer Gebäudehöhe von max. 9 m) wenn sie weder zum dauernden Aufenthalt von Menschen noch zur Tierhaltung bestimmt sind 

c) der Neu-, Zu- oder Umbau von Nebengebäuden (bis 50 m² bebaute Fläche)

Hinweis:

· Kann z.B. der Einwendungsverzicht der Nachbarn nicht beigebracht werden, wird  wie früher eine normale Bauverhandlung durchgeführt. 

Weitere anzeigepflichtige Bauvorhaben:

Für die unter Pkt. d – n genannten Bauvorhaben ist beizulegen:

· Bauanzeige (Unterschrift vom Bauwerber bzw. Miteigentümer)

· Bauplan und  Baubeschreibung in je dreifacher Ausfertigung

· Grundbuchsauszug

d) Hauskanalanlagen

e) Wintergärten u. Balkonverglasungen

f) Schwimm- u. sonstige Wasserbauten bei einer Tiefe von mehr als 1,50 m und einer Wasserfläche von über 35 m²

g) Stütz- u. freistehende Mauern über 1,50 m Höhe

h) Solaranlagen mit einer Fläche von mehr als 20 m²

i) Oberflächenbefestigungen über 1.000 m²

j) Fahrsilo mit Umfassungswänden über 1,50 m Höhe

k) der Abbruch von Gebäuden soweit er nicht bewilligungspflichtig ist

l) Düngersammelanlagen einschließlich geschlossener Jauche- u. Güllegruben

m) die Errichtung oder Änderung von nicht Wohnzwecken dienenden, ebenerdigen Gebäuden mit einer bebauten Fläche bis zu 12 m²

n) Ölfeuerungsanlagen (bis 6.250 Liter Lagermenge)

Im Anzeigeverfahren hat die Baubehörde  ab Vorlage der vollständigen Planunterlagen innerhalb einer Frist von 8 Wochen zu entscheiden. Wird innerhalb der genannten Frist die Ausführung des Bauvorhabens nicht untersagt oder teilt die Baubehörde dem Anzeigenden schon vorher schriftlich mit, daß eine Untersagung der Bauausführung nicht beabsichtigt ist, darf mit der Bauausführung begonnen werden.
3) Bewilligungspflichtige Bauvorhaben (Durchführung einer normalen Bauverhandlung - von der Baubehörde wird ein Baubescheid mit Auflagepunkten erlassen):

Für die unter Pkt. a – d genannten Bauvorhaben ist beizulegen:

· Bauansuchen

· Bauplan und Baubeschreibung in je dreifacher Ausfertigung

· Grundbuchsauszug

· Unterschrift vom Bauwerber, Planverfasser, Bauführer

a) der Neu-, Zu- oder Umbau von Gebäuden (soweit nicht eine Bauanzeige genügt –  bei fehlendem Einwendungsverzicht der Nachbarn verhandlungspflichtig)

b) die Errichtung oder wesentliche Änderung sonstiger Bauten über oder unter der Erde, die auf Grund ihrer Verwendung, Größe, Lage, Art oder Umgebung geeignet sind, schädliche Umwelteinwirkungen herbeizuführen oder das Orts- u. Landschaftsbild  zu stören

c) die Änderung des Verwendungszweckes von Gebäuden oder sonstigen Bauten, oder wenn hiedurch Beeinträchtigungen der Festigkeit der tragenden Bauteile, des Brandschutzes, der Gesundheit oder der Hygiene zu erwarten sind

d) der Abbruch von Gebäuden (Gebäudeteilen) oder sonstigen Bauten oder Teilen hievon, wenn sie an der Nachbargrundgrenze mit anderen Gebäuden zusammengebaut sind. 

4) Baufreistellung:

Eine Sonderform des Anzeigeverfahrens stellt die Baufreistellung dar. Dabei genügt für die Errichtung eines Wohngebäudes (bis zu drei Wohneinheiten) die bloße Bauanzeige (Vorlage eines Bauplanes und Baubeschreibung in je dreifacher Ausfertigung), allerdings unter folgenden Voraussetzungen:

a) es muß ein rechtswirksamer Bebauungsplan, der die Bebauung des betreffenden Gebietes regelt,  vorhanden sein

b) Einwendungsverzicht der Nachbarn

c) Unterschrift vom Bauherrn, Planverfasser und Bauführer

5) Baufertigstellung von Kleinhausbauten und Nebengebäuden:

· Bei Kleinhausbauten (bis zu drei Wohnungen) und Nebengebäuden genügt als Voraussetzung für die Benützung solcher Bauten die schriftliche Anzeige der Baufertigstellung durch den Bauherrn. Befunde über die ordnungsgemäße Bauausführung sind nicht mehr erforderlich. Für die ordnungsgemäße Ausführung und für die Verwendung ist der Bauherr verantwortlich und haftbar. 

· Bei sonstigen baulichen Anlagen (Wohngebäude ab 3 Wohnungen, Gewerbebauten) sind der Baufertigstellungsanzeige die notwendigen Befunde und Atteste (Schlußbericht vom Bauführer, Dichtheitsatteste, Rauchfangbefund usw.) vorzulegen.

Im Baufertigstellungsanzeigeverfahren hat die Baubehörde  ab Vorlage der notwendigen Befunde und  Atteste  innerhalb einer Frist von 8 Wochen zu entscheiden. Wird innerhalb der genannten Frist die Benützung des Bauvorhabens nicht untersagt oder teilt die Baubehörde dem Anzeigenden schon vorher schriftlich mit, daß eine Untersagung der Benützung  nicht beabsichtigt ist, dürfen die Bauten benützt werden.
Wir hoffen, daß wir Ihnen einen Einblick in die OÖ. Bauordnung vermitteln konnten. 

Wir verweisen  Sie auf unsere Bauberatungstermine (jeden ersten Montag im Monat, Anmeldung unter Telefon Nr. 07564/5255-11, Hr. Sulzbacher). Bei diesen Bauberatungsterminen können bereits im Vorfeld diverse Probleme geklärt werden.

Sachbearbeiter in Bau- und Raumordnungsangelegenheiten:
Hubert Sulzbacher

Tel.Nr. 07564/5255-11, Fax Nr. 5255-23

e-mail: hubert.sulzbacher@ooe.gv.at
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